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Kleine Anfrage
der Abgeordneten Birgit Homburger, Ulrike Flach, Horst Friedrich (Bayreuth),
Dr. Karlheinz Guttmacher, Jürgen W. Möllemann, Cornelia Pieper, Rainer Brüderle,
Ernst Burgbacher, Jörg van Essen, Klaus Haupt, Ulrich Heinrich, Walter Hirche,
Dr. Werner Hoyer, Ulrich Irmer, Dr. Heinrich L. Kolb, Gudrun Kopp, Jürgen Koppelin,
Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, Dirk Niebel, Günther Friedrich Nolting,
Dr. Irmgard Schwaetzer, Marita Sehn, Carl-Ludwig Thiele, Dr. Wolfgang Gerhardt
und der Fraktion der F.D.P.

Jahr-2000-Problem

Der Bundesregierung ist das Jahr-2000-Problem bekannt. Der Fort-
schrittsbericht der Bundesregierung „Das Jahr-2000-Problem in der Infor-
mationstechnik“ läßt aber viele Fragen offen.

Daher fragen wir die Bundesregierung:

1. Welche Vorsorgemaßnahmen sind bei Kernkraftwerken, bei denen die
Kühlung zwar über Notstrom weiterbetrieben werden kann, für den
Fall getroffen worden, daß es Fehler in der Kälteanlage gibt, denn ge-
rade Kälteanlagen verfügen fast immer über fabrikspezifische eigene
Steuerungs-und Regelungsgeräte, die gegebenenfalls nicht Jahr-2000-
fähig sind?

2. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung vor über die Sicher-
heit der Kernkraftwerke, die international im Hochsicherheitstrakt
digital arbeiten?

3. Was wird international unternommen, um Katastrophen bei Kern-
kraftwerken, die digital arbeiten, zu vermeiden?

4. Wie sehen nach Erkenntnissen der Bundesregierung die vorbe-
reitenden Maßnahmen in anderen Ländern Europas, einschließlich
Rußlands, aus?

5. Welche Kontakte knüpft die Bundesregierung zur Klärung der vom
Parlamentarischen Staatssekretär beim Bundesministerium für Wirt-
schaft, Siegmar Mosdorf, geäußerten Befürchtung, daß die osteuro-
päischen Kernkraftwerke Sorgen bereiten, da bei Kernkraftwerken
der osteuropäischen Staaten die Datumsumstellung nicht ausreichend
geklärt sei?

6. Unterstützt die Bundesregierung die osteuropäischen Staaten bei der
Umstellung auf das neue Jahrtausend im Hinblick darauf, daß die
Folgen von Katastrophen bei Kernkraftwerken nicht national begrenzt
sind?



7. Wenn ja, wie?

8. Ist nach Kenntnisstand der Bundesregierung die Russische Föderation
in der Lage, die nötigen Finanzmittel zur Lösung des Jahr-2000-Pro-
blems aufzubringen?

9. Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, ob die NATO, an die
sich Moskau im Februar zur finanziellen Unterstützung zur Lösung des
Jahr-2000-Problems gewandt hat, die Unterstützung im erforderlichen
Umfang gewähren kann?

10. Wird die Bundesregierung international auf eine schnellere Realisie-
rung eines russisch-amerikanischen permanenten, gemeinsam besetz-
ten Frühwarnzentrums auf russischem Territorium, das beim Gipfel-
treffen im September 1998 in Moskau von den Präsidenten der beiden
Staaten zum Zwecke eines bilateralen Informationsaustausches zu
Raketenstarts und Frühwarndaten mit dem Ziel beschlossen wurde,
Fehleinschätzungen aufgrund irrtümlicher Meldungen nationaler
Frühwarneinrichtungen zu verhindern, hinwirken, da nach Berichten
die Einrichtung des Zentrums nicht vor dem Jahr 2000 zu erwarten ist?

11. Wie weit ist die Errichtung eines temporären gemeinsamen russisch-
amerikanischen Alarm-/Lagezentrums am Sitz des US-Space-Com-
mand/NORAD in Colorado, USA, die im September 1999 abge-
schlossen sein sollte?

12. Geht die Bundesregierung der Frage nach, daß auf dem Territorium
der ehemaligen Sowjetunion nicht alle Orte, an denen Mittelstrek-
kenraketen stationiert sind, bekannt sind, und schon bei dem Vor-
haben, den Raketen die Zielgerichtetheit zu nehmen, aus dieser Un-
kenntnis sowie aus Geldmangel gar nicht alle Raketen gefunden wur-
den bzw. gefunden werden können?

13. Was wird getan, um zu verhindern, daß die Raketen detonieren und
eine Katastrophe auslösen, denn selbst wenn die Nuklearraketen in der
Russischen Föderation aufgrund internationaler Übereinkommen tat-
sächlich nicht mehr zielgesteuert sind, hat das Aufheben der Ziel-
steuerung nichts mit dem Zeitchip zu tun?

14. Unterstützt die Bundesregierung die Empfehlung, die von US-Abge-
ordneten und privaten Forschungseinrichtungen auf einem Sym-
posium des US-Kongresses gemacht wurde, alle Atomwaffen in den
USA und Rußland für die Zeit des Datumswechsels aus der Start-
bereitschaft zu nehmen?

15. Inwieweit wird die Umsetzung von Programmen und Arbeits-
ergebnissen der Gremien zur Überwindung des Jahr-2000-Problems,
von denen im Fortschrittsbericht der Bundesregierung unter „V. Eu-
ropäische und internationale Aktivitäten“ die wichtigsten Foren mit
themenübergreifendem Charakter, an denen die Bundesregierung be-
teiligt ist, benannt sind, international kontrolliert?

16. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung darüber, wie sich die
Jahr-2000-Problematik auf die weltweiten Satellitensysteme auswirkt?

17. Was wird zur Analyse der Jahr-2000-Problematik im Hinblick auf Sa-
tellitensysteme national und international unternommen?

18. Wird das Personal der Polizei, beim Bundesgrenzschutz, der Feuer-
wehr und der Rettungsdienste für Rettungseinsätze bei Störfällen,
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insbesondere unter den Bedingungen des Ausfalls der Telekom-
munikation, des Energieverbundnetzes sowie des Ausfalls von Melde-
und Alarmsystemen, geschult?

19. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ergriffen, um in der be-
troffenen Zeitspanne weiterhin Datenschutz zu gewährleisten?

20. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die Kommunen und
Kreise zu veranlassen, Vorbereitungsmaßnahmen in ihrem Bereich zu
gewährleisten vor dem Hintergrund des Fortschrittsberichts der Bun-
desregierung, nach dem der Jahr-2000-Vorbereitungsstand auf kom-
munaler Ebene ausgesprochen schwierig sei und zahlreiche Einzelin-
formationen darauf schließen ließen, daß die Vorbereitung sehr unter-
schiedlich und noch erheblich zu verbessern sei, wobei ein Grund dafür
in dem Bericht darin gesehen wird, daß in Anbetracht zunehmend
knapper werdender Haushaltsmittel notwendige Ausgaben für die
Jahr-2000-Vorbereitung der kommunalen Systeme in direkter Kon-
kurrenz zu anderen Ausgaben stehen?

21. Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die Abgabe der Berichte bei
den Ländern zu beschleunigen, denn dem Fortschrittsbericht der
Bundesregierung ist zu entnehmen, daß manchen Ländern noch gar
kein Bericht der Kommunalen Spitzenverbände vorliegt?

22. Wie ist nach Ansicht der Bundesregierung die Situation im versor-
gungsrelevanten kommunalen Bereich wie der Trinkwasserversorgung
und Abwasserentsorgung, insbesondere im Hinblick auf Trinkwasser-
anlagen und Wasseraufbereitungsanlagen, zu bewerten?

23. Was wird die Bundesregierung unternehmen, um den Problembereich
der Medizingeräte in Krankenhäusern mit ihren Embedded Systems,
bei denen es häufig schwer ist, von den Herstellern Auskünfte über die
Jahr-2000-Fähigkeit der Geräte zu erhalten, in absehbarer Zeit zu lö-
sen?

24. Ist gewährleistet, daß auf alle relevanten Daten in den Krankenkassen
auch nach dem Jahreswechsel zurückgegriffen werden kann und die
Verarbeitung dieser Daten reibungslos funktioniert?

25. Welche Probleme sind im einzelnen zu erwarten, wenn das nicht der
Fall sein sollte, insbesondere vor dem Hintergrund, daß die Kranken-
kassen auch Einzugsstellen für die Sozialversicherungsbeiträge sind?

Bonn, den 30. Juni 1999
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